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DEUTSCHLAND NACH DEM BESCHLUSS ZUM    
ATOMAUSSTIEG: ALLES IM GRÜNEN BEREICH?  
Mit dem Beschluss zum Atomausstieg bis 2022 überrumpelte Angela Merkel ihre europäischen  
Partner. Doch die Kosten dieser Energiewende hat die Bundeskanzlerin unterschätzt. 
EIN BEITRAG UNSERER SONDERKORRESPONDENTIN CAROLINE MICHEL 
 

 
Wenn es in den Haushalten 

auch nicht spürbar wurde, so ist 

doch Frankreich am 8. Februar 2012 

nur um Haaresbreite einem Blackout 

entgangen. Dies war der erste 

Winter nach Merkels Beschluss, 8 

von 17 deutschen Kernkraftwerken 

sofort stillzulegen, und zugleich der 

kälteste Winter seit zwanzig Jahren. 

Um 19 Uhr wurden die 

Elektroheizungen in den 

französischen Haushalten voll 

aufgedreht, und die inländischen 

Elektrizitätswerke waren nicht mehr 

in der Lage, den Bedarf zu decken. 

Man kam nicht umhin, die 

deutschen Nachbarn dringend um 

Strom zu bitten, während dort die 

Lage ebenso gespannt war. „Wir 
mussten all unsere alten Kohle-, 
Gas- und Ölkraftwerke starten und 
zusätzlich Strom aus Polen, 
Österreich und der Schweiz 
beziehen“, erinnert sich Guntram 

Zeitler, Systemingenieur bei 

TransnetBW.  

Mit ihrem historischen Beschluss 

vom 15. März 2011, bis 2022 alle 

deutschen Kernkraftwerke 

stillzulegen, hatte die 

Bundeskanzlerin nicht bedacht, dass 

sie damit einen Teil Europas, der in 

Spitzenzeiten von Deutschland 

abhängig ist, aus dem Gleichgewicht 

bringen würde. „Sie hat uns nicht 
einmal telefonisch vorgewarnt“, 

berichtet ein Berater von 

Frankreichs früherem Premier, 

François Fillon. „Wir haben aus der 
Zeitung davon erfahren.“ Auch hat 

Merkel nicht vorausgesehen, dass 

die Strompreise in Deutschland in 

nur zwei Jahren um 30 % ansteigen  

 
Mai 2011: Angela Merkel bei der Einweihung eines Offshore-Windparks vor 

der Ostseeküste bei Zingst. 

 

 
Kohlekraftwerk Bergheim bei Köln 

und sich der fällige 

Investitionsbetrag auf 500 bis 1000 

Mrd. Euro belaufen sollte. „Diese 
Reform wurde überstürzt 
eingeleitet“, bemängelt einer der 

vier großen Energieversorger in 

Deutschland. „Völlig ohne 
Gesamtplan.“  

Die CDU-Chefin machte nie 

einen Hehl daraus, dass ihr 

Beschluss, den Atomausstieg in 

diesem Land zu beschleunigen, in 

dem seit Tschernobyl 1986 die 

Stimmen der Anti-Atomkraft-

Bewegung nicht mehr verstumme 

wollten, aufgrund der 

Nuklearkatastrophe im japanischen 

Fukushima getroffen wurde.  

 

 



 

 

In Wirklichkeit war das Kalkül 

aber vor allem politischer Natur. 

Die Wahlen in Baden-

Württemberg standen kurz bevor, 

und einige CDU-Größen wollten 

den damals im Aufwind 

befindlichen Grünen den Wind 

aus den Segeln nehmen. 

Das Manöver hat sich auf kurze 

Sicht nicht ausgezahlt, denn in 

der Folge hatte die CDU quasi in 

allen Bundesländern Verluste zu 

verzeichnen. Der jüngste 

Wahlkampf zeigte jedoch, in 

welchem Maße die Energiewende 

nationalen Konsens findet. Die 

Grünen und die SPD beschlossen 

im April 2000 das erste 

Erneuerbare-Energien-Gesetz 

(EEG). Als Diplomphysikerin 

und einstige 

Atomkraftbefürworterin beugte 

sich Merkel lediglich dem Druck 

der Straße und schwenkte zur von 

der Opposition angeregten 

Bewegung um. Zwischen 2010 

und 2012 schrumpfte der 

Atomstromanteil an der 

heimischen Stromproduktion von 

23 % auf 16 %, während der 

Anteil erneuerbarer Energien von 

12 auf 22 % stieg. „Umfragen 
zeigen, dass 80 % der Deutschen 
mit den Zielen der Energiewende 
konform gehen“, zeigt sich 

Rainer Baake, ehemaliger 

Staatssekretär im 

Bundesministerium für Umwelt, 

Naturschutz und 

Reaktorsicherheit unter Gerhard 

Schröder (SPD) und Gründer des 

Think Tanks Agora 

Energiewende, beruhigt und 

ergänzt: „Bei der Debatte dreht 
es sich lediglich darum, wer 
bezahlen wird.“ Im Großen und 

Ganzen wollen die Linke und 

Umweltschützer die 

Unternehmen zur Kasse bitten, 

während die Rechte die 

Wettbewerbsfähigkeit der großen 

Unternehmen unangetastet wissen 

will. 2000 Firmen kommen 

bereits in den Genuss sehr 

großzügiger Entlastungen. 

Während des Wahlkampfs gingen 

die deutschen Arbeitgeber auf die 

Barrikaden und prangerten die 

Stromkosteninflation an. BDI-

Hauptgeschäftsführer Markus 

Kerber warnt: „Wenn das so 
weiter geht, stehen in 

Industrieunternehmen mit hohem 
Energieverbrauch, beispielsweise 
in der Aluminium-, Metall- und 
Reifenproduktion, 600.000 
Arbeitsplätze auf dem Spiel“, und 

fordert: „Wir brauchen einen 
Aufschub bei den 
Energiewendekosten.“ 

Tatsächlich hat Merkel die 

Kosten ihrer Energiewende stark 

unterschätzt. Um Millionen 

Haushalte zu Investitionen in 

Solar- und Windkraftanlagen 

anzuregen, sieht das EEG eine 

Abnahme des von ihnen 

erzeugten Stroms zu fixen 

Einspeisetarifen vor, die den 

Marktpreis im Jahr 2013 um das 

Zehnfache übersteigen. Mehr als 

20 Mrd. Euro sollen so jedes Jahr 

ausgeschüttet werden. „Mit 
diesen Summen hätten wir 
Griechenland mehrfach retten 
können“, äußert sich ein 

deutscher Firmenchef zerknirscht. 

Schlimmer noch: Im Mai 

beschloss die deutsche Regierung, 

die großen Stromkonzerne dafür 

zu bezahlen, dass sie ihre 

„klassischen“ Kraftwerke an 

windstillen und sonnenarmen 

Tagen am Netz halten, nachdem 

fünfzehn Schließungsanträge 

eingegangen waren. „2010 und 
2011 haben wir zwei brandneue 
Gaskraftwerke in Bayern in 
Betrieb genommen. Sie haben uns 
ca. 1 Milliarde Euro gekostet", 
macht das E.ON-Management 

deutlich. „Heute sind sie im 
Leerlauf und würden ohne 
Finanzspritzen Geld verlieren“, 
ergänzt der Konzern, der bereits 

androhte, seine Anlagen 

abzubauen und in die Türkei zu 

verlegen.  

Schätzungen zufolge fehlen 

aber zwischen 10 und 30 Mrd. 

Euro, um das Hochspannungsnetz 

zwischen den hunderten 

Windkraftanlagen in 

Norddeutschland mit den großen 

Verbrauchszentren im Süden 

weiter auszubauen. „Deutschland 
ist viel zu spät dran“, so Colette 

Lewiner, Energieexpertin bei der 

Beratungsgesellschaft Capgemini. 

„Man hat gerade einmal 214 
zusätzliche Leitungskilometer 
gebaut, während 1800 Kilometer 
notwendig sind.“ Der riesige 

Offshore-Windpark „Riffgat“ vor 

der Nordseeküste wird seit 

Monaten im Leerlauf gehalten, 

weil noch 15 Kilometer Seekabel 

fehlen, um ihn an das Festland 

anzuschließen.  

In der Zwischenzeit wird die 

Reduzierung des Atomstroms 

teilweise durch den gesteigerten 

Betrieb der Stein- und 

Braunkohlekraftwerke 

ausgeglichen, die zwar weniger 

kostenintensiv als Gaskraftwerke 

sind, jedoch die Umwelt deutlich 

stärker belasten. So ist der CO2-

Ausstoß in Deutschland seit 

letztem Jahr um 1,6 % gestiegen. 

„Wir müssen die Situation nicht 
schwarzmalen, denn unsere CO2-
Emissionen sind seit 1991 um 
22 % zurückgegangen, und wir 
haben die von der EU-
Kommission für 2020 gesetzten 
Ziele erreicht“, gibt sich Dr. 

Hans-Joachim Ziesing, Mitglied 

der Kommission der 

Bundesregierung zum Monitoring 

der Energiewende, 

beschwichtigend.  

Es sieht also längst nicht alles 

schlecht aus, denn die deutsche 

Industrie hat eine Nasenlänge 

Vorsprung, wenn es um 

zukunftsfähige Technologien geht, 

so beispielsweise die 

Stromspeicherung. „Deutschland 
ist gut im Zug, denn noch lassen 
sich einige Fehler korrigieren“, 
weiß Cyril Roger-Lacan, Mitglied 

der Expertengruppe in der 

französischen Energiewende-

Debatte. Vor vier Jahren gründete 

Roger-Lacan, ehemals Vorstand 

bei Veolia, die Tilia Umwelt, die 

sich auf, wie in Deutschland weit 

verbreitet, lokal orientierte 

Projekte spezialisiert hat. Unter 

anderem errichtete die Tilia im 

sachsen-anhaltinischen Querfurt 

eine neue Biogasanlage, die die 

Heizkosten der Einwohner um 

ganze 30 % verringert hat. 

„Damit ist bewiesen, dass 
erneuerbare Energien nicht 
zwangsläufig teurer sind", 

schließt Roger-Lacan.  

Und Frankreich? Dort hat man 

in der Zwischenzeit das 

Energiewendegesetz, das 

ursprünglich für Anfang 2014 auf 

den Weg gebracht werden sollte, 

auf unbestimmte Zeit verschoben. 
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